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Landgericht  Dortmund

Beschluss
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Frank-Dchrmann

In dem  Beschwerdeverfahren

des Herrn  K -: a-€,:-
,  I '  -   I l.  

Klägers  und Beschwerdeführers,

ProzessbevoIImächtigter: Herr  Rechtsanwalt  Frank  Dohrmann,

Essener  Str. 89, 46236  Bottrop,

gegen

Wohnungseigentümergemeinschaft

Bochum,

in Bochum  Unbekannt,

Beklagte  und Beschwerdegegnerin,

ProzessbevoIImächtigte: Rechtsanwälte  --:a.  2 Rechtsanwälte

wird  das Beschwerdeverfahren  auf  die sofortige  Beschwerde  vom 13.08.2026  gegen

den Beschluss  des  Amtsgerichts  Bochum  vom  05.08.2026  in der Fassung  des Nich-

tabhiffebeschlusses  vom  31.08.2026  zur  ordnungsgemäßen  Durchführung  des  Abhil-

feverfahrens  zunächst  an das  Ausgangsgericht  zurückgeben.



Gründe

DaS  '/"E"ITaahren !t'/ar  ali'a' d!e s'JOr:iga= BeSCh'gVe'ue  .3;n :jciS  -"oiU'.i(jang5gO{iC!lt  ZLinJiC:<  %L

geben  Firie  ordnurigsgemäße  Abhilfeentsc)'iBiäüng  liegt  nicht  sior.

1.

Bereits  die angefochtene  Begründung,  mit  der  dem  Kläger  die Kosten  nach  Erledigung

des  Rechtsstreits  gemäß  § 91 a ZPO  auferlegt  worden  sind,  enthält  letztlich  keine  trag-

fähige  Begründung.  Der  Ausgangsbeschluss  lässt  lediglich  erkennen,  dass  das  Aus-

gangsgericht  die Klage  von Anfang  an als weit  überwiegend  unbegründet  erachtet

hatte.  Was  die Ausgangsentscheidung  indes  mit  der Formulierung,,weit  überwiegend

unterlegen"  und der geltend  gemachte  Anspruch  ,,offenbar  bereits  im Februar  bzw.

März  2025  weit  überwiegend  erfüllt  war"  gemeint  hat und insbesondere  auf  welche

Tatsachengrund1age  sich diese  Schlussfolgerung  bezieht,  lässt  sich der  angefochte-

nen Ausgangsentscheidung  nicht  entnehmen.

Soweit  der  angefochtene  Kostenbeschluss  eine Begründung  nicht  oder  nicht  ausrei-

chend  enthält,  ist das  jedenfalls  insoweit  und so lange  unschädlich,  wenn  auf  die so-

fortige  Beschwerde  im Nichtabhilfeverfahren  eine Begründung  nachgeholt  wird (vgl.

Zöller-Feskorn,  36. Aufl.,  2026,  § 572 Rn. 8). Daran  fehlt  es indes.  Die Kammer  vermag

nicht  zu erkennen,  dass  die Nichtabhilfeentscheidung  sich inhaltlich  mit dem Be-

schwerdevorbringen  auseinandergesetzt  hat, was  im Hinblick  auf  die sehr  knapp  ge-

haltene  und kaum  tragfähige  Begründung  der angefochtenen  Entscheidung  aber  er-

forderlich  gewesen  wäre.  Die Nichtabhilfeentscheidung,  die sich  auf  die pauschale  Be-

gründung  beschränkt,  dass  die Einwände  gegen  den angefochtenen  Beschluss  nicht

durchgreifen,  ist inhaltsleer  und lässt  eine  Auseinandersetzung  mit den Beschwerde-

angriffen  vermissen.

2.

Soweit  das  Ausgangsgericht  das  Abhilfeverfahren  nicht  ordnungsgemäß  durchgeführt

hat, ist das Beschwerdegericht  befugt,  das  Verfahren  zur ordnungsgemäßen  Abhilfe

bzw. auch  weiterhin  Nichtabhilfe  an das Ausgangsgericht  zurückgeben  (vgl. Zöller-

Feskorn,  36. Aufl.,  2026,  § 572 Rn. 4 a. E.; § 572 Rn. 8, 9 m. w. N.). Sinn und Zweck

des  im Gesetz  vorgesehenen  Abhilfeverfahren  ist es zum  einen,  dass  eine  die Parteien

beschwerende  Entscheidung  -  sofern  das  nicht  schon  in der  Ursprungsentscheidung

geschehen  ist -  nachvollziehbar  zu begründen  ist und dem  Ausgangsgericht  Gelegen-

heit  gegeben  wird,  eine  fehlende  Begründung  nachzuholen  und zum  anderen,  dass  im



Abh:lfeverfahren  unter Beachtung  der mit der E3eschvverde  vorq=atraqer-ieri  Eiriwenduri-

Dortmund,  10.09.2026

Landgericht,  1. Zivilkammer

Der  Einzelrichter

Bünnecke

Vorsitzende  Richter  am Landgericht


